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 I

Vorwort 
 

Maßnahmen der Marktstrukturregulierung zählen zu jenen Regulierungs-

instrumenten, die in Netzsektoren neben Zugangsregelungen und Vor-

gaben für die Nutzung von Leistungen Anwendung finden. Sie können 

unterschiedliche Intensitätsgrade aufweisen, die mit entsprechend star-

ken Eingriffen in die Verfügungsrechte von Unternehmen korrespondie-

ren. Im aktuellen Prozess der Liberalisierung von Netzsektoren in der 

Europäischen Union haben die Diskussion sowie die Vorgabe entspre-

chender Maßnahmen zunehmend Bedeutung gewonnen, regelmäßig vor 

dem Hintergrund einer als zu langsam eingeschätzten Herausbildung 

von wettbewerblichen Strukturen. Nach eigentumsrechtlichen Separie-

rungsmaßnahmen bei Strom und Gas ist auf der europäischen Ebene 

die funktionale Separierung auf den Telekommunikationsmärkten zu ei-

nem Thema geworden. Zwar ist die Entscheidungsfindung noch nicht 

abgeschlossen, dennoch liegen bereits erste Erfahrungen mit freiwilligen 

Akten der Separierung in einigen Ländern der Europäischen Union vor. 

Christian Harnisch stellt in diesem IfG-Arbeitspapier diese Fälle vor, 

nachdem er aus einem spieltheoretischen Modell, in dem die Optionen 

der Regulierungsbehörden berücksichtigt werden, Hypothesen über die 

Wirksamkeit hinsichtlich der Herausbildung von Wettbewerb abgeleitet 

hat. Er analysiert die Entwicklungen im aktuellen technischen Umfeld, 

das sich derzeit grundsätzlich in Bewegung befindet. Sein wichtigstes 

Ergebnis besteht darin, dass unter Berücksichtigung des politischen und 

regulatorischen Umfeldes funktionale Separierungsmaßnahmen als ein 

strategisches Instrument gehandhabt werden sollten. Dies bedeutet, 

dass bereits die Möglichkeit einer freiwilligen Umsetzung in der Lage ist, 

Wettbewerbsprozesse in Gang zu bringen oder zu intensivieren. Diese 

Überlegungen sollen hiermit zur Diskussion gestellt werden.   

Das Arbeitspapier ist in den „IfG-Forschungscluster I: Institutionenöko-

nomische Analysen“ einzuordnen. Kommentare sind herzlich willkom-

men. 
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1 Einleitung 

Monopolistische Bottlenecks und die dadurch ausgelösten Marktmacht-

probleme sind eine der zentralen Herausforderungen der Regulierung 

von Netzindustrien. Bis zur Mitte der 1990er Jahre wurden diese Netzin-

dustrien als untrennbarer monopolistischer Block angesehen und unter-

lagen einer Marktzutrittsregulierung. Somit war Wettbewerb in Netzin-

dustrien ausgeschlossen und der gesamte Sektor wurde von staatlichen 

Monopolunternehmen dominiert. Mit der Verbreitung des disaggregierten 

Ansatzes der Netzökonomie änderte sich diese Einschätzung und die 

einzelnen Wertschöpfungsstufen einer Netzindustrie werden nun diffe-

renziert analysiert, um sie in wettbewerbliche und monopolistische Be-

reiche zu unterteilen. Das Ziel der Regulierungspolitik besteht heute dar-

in, in den wettbewerblichen Bereichen der Wertschöpfungskette Wett-

bewerb zu ermöglichen. Hierzu wird das Unternehmen, das über die 

monopolistische Bottleneckinfrastruktur verfügt, verpflichtet, alternativen 

Anbietern auf den vor- und nachgelagerten Wertschöpfungsstufen dis-

kriminierungsfreien Zugang zu dieser Infrastruktur zu gewähren.1 

In der Telekommunikationsindustrie besteht ein letzter monopolistischer 

Engpassbereich im Zugangsnetz, genauer gesagt im Bereich der Teil-

nehmeranschlussleitung. Diese besteht aus einem Kupferdraht und stellt 

die physische Verbindung zwischen dem ersten Netzknoten des Tele-

kommunikationsnetzes (dem Hauptverteiler) und dem Teilnehmeran-

schluss dar.2 In Europa sind die nationalen Incumbents seit Anfang 2001 

verpflichtet, anderen Telekommunikationsanbietern die entbündelte 

Teilnehmeranschlussleitung als Vorleistungsprodukt anzubieten. Diese 

alternativen Anbieter können die Teilnehmeranschlussleitung dann am 

Hauptverteiler physisch in ihr eigenes Netz integrieren und somit voll-

wertige Telekommunikationsdienste anbieten, ohne dass sie dazu über 

ein eigenes Zugangsnetz verfügen müssen.3 

Trotz dieser weitreichenden Vorgaben bei der Netzzugangsregulierung 

hat sich der Wettbewerb auf dem Telekommunikationsmarkt in vielen 

                                                 
1  Vgl. hierzu grundlegend KNIEPS (2008), S. 95-114. 
2  Zum Aufbau des Telekommunikationsnetzes vgl. SIEGMUND (2007). 
3  Vgl. für eine detaillierte Analyse der europäischen Ansätze zur Entbündelung 

der Teilnehmeranschlussleitung BAAKE ET AL. (2006) sowie grundlegend HÖ-

CKELS (2001). 
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Ländern der Europäischen Union eher zögerlich entwickelt.4 Hierfür wer-

den von der Europäischen Kommission zwei zentrale Ursachen identifi-

ziert. Zum einen setzen einige nationale Regulierungsbehörden die eu-

ropäischen Vorgaben nur unzureichend um, so dass die Entgelte für 

entbündelten Teilnehmeranschlussleitungen in vielen Ländern zu hoch 

sind. Zum anderen stellt sich die nicht-preislichen Diskriminierung beim 

Zugang zur Teilnehmeranschlussleitung zunehmend als Wettbewerbs-

hindernis heraus.5  

Insbesondere aus dem letztgenannten Grund strebt die EU-Kommission 

bei der gegenwärtigen Überarbeitung des europäischen Rechtsrahmens 

für die Telekommunikationsmärkte eine Verschärfung der Instrumente 

an, die den nationalen Regulierungsbehörden zur Schaffung von Wett-

bewerb auf dem Telekommunikationsmarkt zur Verfügung stehen. Hier 

stellt speziell die Erweiterung des Maßnahmenportfolios um die Mög-

lichkeit zur vertikalen Separierung des marktbeherrschenden Unterneh-

mens, die als funktionale Separierung in den neuen Regulierungsrah-

men Eingang finden soll, eine deutliche Anhebung der Eingriffsintensität 

dar und gehört deshalb zu den besonders umstrittenen Punkten im Vor-

schlag der Europäischen Kommission. 

Gerade aufgrund der hohen Eingriffsintensität einer vertikalen Separie-

rung ist für die vollständige Durchführung und damit auch das Einsetzen 

der Wirkung einer solchen Maßnahme ein langer Zeitraum zu veran-

schlagen, so dass dieses Instrument zur schnellen Lösung akuter Wett-

bewerbsprobleme auf dem sehr dynamischen Telekommunikationsmarkt 

nur bedingt geeignet erscheint. Um diesem Einwand zu begegnen, wird 

in diesem Beitrag gezeigt, dass die funktionale Separierung auch als 

strategisches Instrument zur Disziplinierung des marktbeherrschenden 

Unternehmens eingesetzt werden kann.  

Hierzu werden zunächst die Ausgestaltungsvarianten der vertikalen Se-

parierung auf dem Telekommunikationsmarkt erläutert und daraus das 

                                                 
4  Der Marktanteil der ehemaligen Monopolunternehmen (Incumbents) auf dem 

jeweiligen nationalen Markt für festnetzbasierte Kommunikation lag Ende 
2007 in Europa bei 65 % und nur 18 % der europäischen Endkunden nutzen 
einen alternativen Anbieter beim Netzzugang. Vgl. EUROPÄISCHE KOMMISSION 
(2009), S. 4-8. 

5  Vgl. EUROPÄISCHE KOMMISSION (2008a), S. 36 und 48. Zu Diskriminierungs-
anreizen bei vertikaler Integration siehe KRUSE (1997), S. 256ff. Einen Über-
blick über neue Diskriminierungsmöglichkeiten in IP-basierten Netzen siehe 
DEWENTER (2007).  
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im europäischen Kontext entwickelte Instrument der funktionalen Sepa-

rierung abgeleitet. Daran schließt sich eine detaillierte theoretische Ana-

lyse des oben genannten Problems der zeitlichen Verzögerung und der 

Einsetzbarkeit der funktionalen Separierung als strategisches Instrument 

an. Die dort formulierten Hypothesen werden im vierten Kapitel empi-

risch untersucht, bevor ein abschließendes Fazit gezogen wird. 

2 Funktionale Separierung in der Telekommunikationsindustrie 

2.1 Theoretische Einordnung  

Bei der funktionalen Separierung handelt es sich um eine spezielle Form 

der vertikalen Separierung eines über mehrere Wertschöpfungsstufen 

integrierten Unternehmens.6 Die verschiedenen Ausgestaltungsvarian-

ten der vertikalen Separierung werden im Folgenden kurz charakteri-

siert. Zur Systematisierung der einzelnen Modelle lassen sich zwei Krite-

rien identifizieren: Zum einen der Grad der Separierung und zum ande-

ren die Trennstelle, also der Punkt bzw. die Punkte in der Wertschöp-

fungskette, an denen die Separierung erfolgt.  

Neben der funktionalen Separierung werden unter dem Oberbegriff der 

vertikalen Separierung auch die Konzepte der buchhalterischen und der 

strukturellen Separierung diskutiert.7 Diese drei Ansätze unterscheiden 

sich im Wesentlichen dadurch, wie stark die Regulierungsbehörde in die 

Unternehmensstruktur eingreift und wie in der Folge der Grad der Sepa-

rierung zwischen den einzelnen Wertschöpfungsstufen institutionalisiert 

wird. Dementsprechend lassen sich die unterschiedlichen Konzepte 

nach progressiver Eingriffsintensität bzw. Separierungsgrad hierarchisch 

ordnen. Die funktionale Separierung ist, wie in Abbildung 1 ersichtlich ist, 

zwischen der buchhalterischen Separierung, dem Ansatz mit der ge-

ringsten Eingriffsintensität, und der strukturellen Separierung, die mit ei-

                                                 
6  Zu einer ausführlichen Diskussion der Vor- und Nachteile einer vertikalen 

Separierung siehe HAUCAP/HEIMESHOFF/UHDE (2008). 
7  Im Energiesektor wird die vertikale Separierung des marktbeherrschenden 

Unternehmens als „Unbundling“ bezeichnet, insbesondere die eigentums-
rechtliche Separierung (Ownership Unbundling) ist dort sehr verbreitet. Vgl. 
HOLZNAGEL/THEURL (2008). Aufgrund der Begriffsäquivalenz mit der physi-
schen Entbündelung der Teilnehmeranschlussleitung (Local Loop Unbund-
ling) wird in der Telekommunikationsökonomie der Begriff „Separierung“ 
verwendet.  
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ner vollständigen eigentumsrechtlichen Trennung das schärfste Regulie-

rungsinstrument darstellt, anzusiedeln.8  

Abbildung 1:  Übersicht über die Formen vertikaler Separierung. 

 

 

                                                 
8  Vgl. hierzu den grundlegenden Beitrag von CAVE (2006) sowie DOYLE 

(2008), S. 9ff. und ZENHÄUSERN/VATERLAUS/WORM (2008), S. 41-44. 

Bezeichnung 
Varianten nach        

CAVE (2006) 
Beschreibung 

Accounting Separa-

tion 

Getrennte Buchführung und Jahres-

abschluss 

Creation of a whole-

sale division 

Einrichtung eines separaten Ge-

schäftsbereichs mit eigenem Manage-

ment 
Buchhalterische  

Separierung 

Virtual Separation 

Gleichbehandlung interner und exter-

ner Kunden durch Umgestaltung der 

Schnittstellen ohne Veränderung des 

Produktionsprozesses 

Business Separation 

Physische Trennung von Personal, 

Produktionsprozess, Informationssys-

temen, Markennamen und Strategie 

Business Separation 

with localised incen-

tives 

Anreizsysteme des Managements des 

separierten Geschäftsbereichs orien-

tieren sich an dessen individuellem Er-

folg  

Funktionale  

Separierung 

Business Separation 

with separate govern-

ance arrangements 

Einrichtung eines Gremiums zur Über-

wachung der Separierungsmaßnah-

men 

Legal Separation 
Getrennte rechtliche Einheiten unter 

gemeinsamem Dach 
Strukturelle 

Separierung 
Ownership Separation Eigentumsrechtliche Trennung  
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Für die Unternehmensorganisation bedeutet eine funktionale Separie-

rung eine nachhaltige Umgestaltung der Schnittstellen zwischen dem 

separierten Geschäftsbereich und den übrigen Teilen des Unterneh-

mens. Die Grenzen der separierten Organisationseinheit müssen so 

ausgestaltet sein, dass die inter- und intraorganisationellen Schnittstel-

len nicht mehr voneinander zu unterscheiden sind. Im Gegensatz zur vir-

tuellen Separierung erfolgt bei der funktionalen Separierung nicht nur ei-

ne simulierte Angleichung der beiden Schnittstellentypen, sondern es 

wird eine tatsächliche Angleichung durch eine Umstrukturierung der 

Prozesse, die einer Transaktion über diese Schnittstelle zu Grunde lie-

gen, durchgeführt. 

Aus Sicht einer funktional separierten Abteilung darf es definitionsgemäß 

keinen Unterschied machen, ob eine Transaktion mit einem unterneh-

mensinternen oder einem externen Transaktionspartner abgewickelt 

wird. Auf diese Weise soll jegliche Art von preislicher und nicht-

preislicher Diskriminierung von Wettbewerbern, die externe Transakti-

onspartner darstellen, vermieden werden. Um dieses zu erreichen, muss 

eine funktionale Separierung neben der physischen Trennung der Pro-

zesse auch eine Anpassung der Governancestrukturen umfassen9, so 

dass eine Ausrichtung der Anreize des Managements am Erfolg des se-

parierten Geschäftsbereichs und eine Überwachung der Diskriminie-

rungsfreiheit durch ein unabhängiges Kontrollorgan gewährleistet sind.10 

Der zweite Parameter zur Klassifikation der unterschiedlichen Modelle 

ist der physische Ansatzpunkt für Separierung. Die unterschiedlichen 

Eingriffspunkte oder Trennstellen sind anhand der in Abbildung 2 darge-

stellten dreistufigen Wertschöpfungskette der Telekommunikationsin-

dustrie zu identifizieren. In dieser vereinfachten Darstellung umfasst die 

Wertschöpfungsstufe „Zugangsnetz“ den physischen Anschluss der 

Endteilnehmer an ein Telekommunikationsnetz mittels kupfer- und glas-

faserbasierter Leitungsinfrastruktur. Die darauffolgende Stufe, das Kern-

netz, beinhaltet all jene Elemente der Netzinfrastruktur, die eine Verbin-

dung der einzelnen Zugangsnetze miteinander ermöglichen. Auf diesen 

beiden Wertschöpfungsstufen werden die Vorleistungen bereitgestellt, 

                                                 
9  Als Governancestruktur wird die institutionelle Ausgestaltung von Transakti-

onen bezeichnet. Governancestrukturen umfassen z.B. die Regelungen zur 
Koordination und Kontrolle sowie die damit verbundenen Anreizsysteme.  
Siehe für einen umfassenden Überblick THEURL (2005).  

10  Vgl. DOYLE (2008), S. 16. 
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die zur Erbringung von Telekommunikationsdiensten für Endkunden er-

forderlich sind. Diese Dienste sind in der dritten Wertschöpfungsstufe 

„Endkundendienste“ zusammengefasst.  

Aus dieser Wertschöpfungskette lassen sich die beiden aktuell diskutier-

ten Separierungsmodelle ableiten.11 Das LoopCo-Modell führt zu einer 

Ausgliederung des Zugangsnetzes, das alle Infrastrukturelemente um-

fasst, die sich endkundenseitig vom Hauptverteiler befinden.12 Die rele-

vante Schnittstelle ist dementsprechend im Hauptverteiler zu lokalisie-

ren, so dass das neue LoopCo-Unternehmen sämtliche Vorleistungs-

produkte bereitstellt, die auf der Infrastruktur des Zugangsnetzes basie-

ren. Andere Telekommunikationsunternehmen, darunter auch die Mut-

tergesellschaft von LoopCo, müssten fortan ihre Netzzugangsleistungen 

bei LoopCo beschaffen und mit eigener Infrastruktur im Kernnetzbereich 

kombinieren, um Dienste für Endkunden und Vorleistungsprodukte auf 

einer höheren Ebene der Wertschöpfungskette anbieten zu können. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 2:  Übersicht über die Ansatzpunkte einer vertikalen Separierung in  

  der Telekommunikationsindustrie.13  

 

                                                 
11  Neben den beiden hier beschriebenen Modellen wird auch eine Dreiteilung 

der Wertschöpfungskette diskutiert. Dieses 3-way-Modell spielt allerdings in 
der europäischen Debatte keine Rolle. Vgl. CAVE/DOYLE (2007), S. 23. 

12  Zu LoopCo vgl. CAVE (2002) und OECD (2003), S. 12-14. 
13  Eigene Darstellung. Der Begriff LoopCo oder Loop Company leitet sich aus 

der englischsprachigen Bezeichnung für die Teilnehmeranschlussleitung 
(„Local Loop“) ab. Der Begriff NetCo bezeichnet entsprechend ein Unter-
nehmen, welches über das gesamte Netz verfügt (Network Company).  

LoopCo

RetailWholesale

Zugangsnetz Kernnetz Endkundendienste

NetCo

Zugangsnetz 

(Kupfer und Glasfaser)

Kabelschächte

Vermittlungsnetz

Backbone-Infrastruktur+
Zugangsnetz 

(Kupfer und Glasfaser)

Kabelschächte
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Der Alternativvorschlag zu LoopCo, das NetCo-Modell, lässt das Netz 

als integrierte Einheit bestehen und führt letztendlich zu einer Trennung 

zwischen Netz und Dienst. Das NetCo-Unternehmen ist somit in der La-

ge sämtliche Vorleistungsprodukte auf Großhandelsbasis anzubieten, 

agiert dabei aber strikt getrennt vom Endkundenmarkt.  

2.2 Politische Einordnung 

Im europäischen Kontext wird im Zusammenhang mit der vertikalen Se-

parierung insbesondere das Konzept der funktionalen Separierung dis-

kutiert. Um den Begriff „funktionale Separierung“, wie er von der Europä-

ischen Kommission verwendet wird, inhaltlich zu präzisieren, ist es hilf-

reich, den Prozess, der zur Aufnahme dieses Konzepts in die Zugangs-

richtlinie geführt hat, genauer zu analysieren. Erstmals öffentlich erwähnt 

wurde die Idee zur Separierung der vertikal integrierten Telekommunika-

tionsunternehmen durch die zuständige EU-Kommissarin Viviane Re-

ding auf dem Jahrestreffen des Branchenverbandes Bitkom am 27. Juni 

2006. Reding kündigte dort an, im Rahmen der am 29. Juni 2006 begin-

nenden öffentlichen Konsultationsphase über die Review des Richtli-

nienpakets für den Telekommunikationsmarkt erstmals auch die „policy 

option of „structural separation““ in Erwägung zu ziehen, wobei sie struc-

tural separation definiert als „separating infrastructure provision from 

service provision to a greater or lesser extend“14. Reding schlug die Ent-

wicklung eines „European way of structural separation“ vor, der sich am 

Ofcom-Ansatz in Großbritannien und der Zerschlagung von AT&T in den 

USA in den 1980er Jahren orientieren könne.15 In den offiziellen Konsul-

tationsdokumenten zur Review des Richtlinienpakets zum Telekommu-

nikationsrechtsrahmens äußerte sich die Kommission allerdings eher kri-

tisch zu einer strukturellen Separierung und verwies auf Studien der 

OECD, nach denen mit einer strukturellen Separierung des Incumbents 

keine positiven Wohlfahrteffekte zu erzielen seien.16  

In der finalen Version des Richtlinienvorschlags der Europäischen 

Kommission, die dem Europäischen Parlament am 16. November 2007 

                                                 
14  REDING (2006), S. 10. 
15  Vgl. REDING (2006), S. 10. 
16  Vgl. EUROPÄISCHE KOMMISSION (2006a), S. 11-13. Die Kommission schlägt 

aus diesem Grund vor, die gegenwärtige Form der Zugangsregulierung bei-
zubehalten. Deswegen ist der Vorschlag einer vertikalen Separierung in der 
offiziellen Kommunikation an den Europäischen Rat und das Europäische 
Parlament nicht enthalten. Vgl. EUROPÄISCHE KOMMISSION (2006b).  



 

 8

übermittelt wurde, ist die Möglichkeit zur funktionalen Separierung des 

marktbeherrschenden Unternehmens in die Zugangsrichtlinie durch die 

neu eingefügten Artikel 13a „Trennung der Funktionsbereiche“ und 13b 

„Trennung der Funktionsbereiche eines vertikal integrierten Unterneh-

mens auf eigene Initiative“ integriert worden.17 Konkret soll mit Artikel 

13a den nationalen Regulierungsbehörden die Möglichkeit gegeben 

werden, die nationalen Incumbents zu verpflichten, „ihre Tätigkeiten im 

Zusammenhang mit der Bereitstellung von Zugangsprodukten auf Vor-

leistungsebene in einem unabhängig arbeitenden Geschäftsbereich un-

terzubringen.“18 Damit entsprechen die Vorschläge der Kommission hin-

sichtlich der Trennstelle dem LoopCo-Modell. Im Bezug auf die Intensität 

der angestrebten Trennung wird die eingangs beschriebene funktionale 

Separierung der Geschäftsbereiche angestrebt. Die Maßnahme muss 

von der Kommission genehmigt werden, bevor sie von einer nationalen 

Regulierungsbehörde durchgeführt wird. Insbesondere muss nachge-

wiesen werden, dass die bisherige Regulierung gemäß den Vorgaben 

der EU-Richtlinien nicht zu einem wirksamen Wettbewerb geführt hat. 

Nach der Entscheidung über die funktionale Separierung sind die Ver-

pflichtungen für das marktbeherrschende Unternehmen auf dem natio-

nalen Telekommunikationsmarkt anzupassen.  

Mit der in Artikel 13b geregelten Möglichkeit zu einer freiwilligen Separie-

rung soll erreicht werden, dass marktmächtige Unternehmen, die die 

Vermögenswerte ihres Ortsnetzes auslagern wollen, dieses vorher bei 

der nationalen Regulierungsbehörde anzeigen müssen. Dadurch soll er-

reicht werden, dass die Regulierungsbehörde für die betroffenen Märkte 

eine neue Marktanalyse durchführen kann, bei der die Folgen dieser 

Trennung berücksichtigt werden. Darauf aufbauend sollen die Verpflich-

tungen für den Incumbent und den abgespaltenen Geschäftsbereich – 

ebenso wie bei einer verpflichtenden Separierung –  angepasst werden.  

Nach der ersten Lesung im Europäischen Parlament am 24. September 

2008 legte die Kommission am 6. November 2008 einen geänderten 

Vorschlag des Richtlinienentwurfs vor. Die Änderungen bezüglich der 

funktionalen Separierung betreffen hauptsächlich die Hervorhebung des 

Ausnahmecharakters dieses Regulierungsinstruments. So wurde hinzu-

gefügt, dass die nationalen Regulierungsbehörden eine funktionale Se-

                                                 
17  Vgl. EUROPÄISCHE KOMMISSION (2007), S. 49-51. 
18  EUROPÄISCHE KOMMISSION (2007), S. 49. 
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parierung nur „in Ausnahmefällen“ verfügen können.19 Weiterhin ist Vor-

aussetzung, dass es nicht nur gegenwärtig, sondern auch in absehbarer 

Zeit keine Anhaltspunkte für Infrastrukturwettebewerb gibt.20 Somit folgte 

das Parlament den Vorschlägen der Kommission weitgehend, stellte al-

lerdings deutlicher heraus, dass eine funktionale Separierung nur die Ul-

tima Ratio darstellt, wenn sich alle anderen milderen Verpflichtungen, 

die den nationalen Regulierungsbehörden zur Verfügung stehen, als 

wirkungslos erwiesen haben.21  

Somit ist zu konstatieren, dass die funktionale Separierung als Regulie-

rungsinstrument fest in der politischen Agenda der Europäischen Kom-

mission verankert ist und mittelfristig als zusätzliche Regulierungsoption 

in den europäischen Rechtsrahmen aufgenommen wird. Die endgültige 

Umsetzung der funktionalen Separierung ist in diesem Kontext erst lang-

fristig zu erwarten, so dass dieses Regulierungsinstrument zur Lösung 

der aktuellen Wettbewerbsdefizite nur bedingt geeignet zu sein scheint. 

Im Folgenden soll anhand des Modells der funktionalen Separierung als 

strategisches Instrument gezeigt werden, dass bereits die politische Dis-

kussion über die funktionalen Separierung und deren Prüfung durch die 

Regulierungsbehörde schon kurzfristig zu einem positiven Wettbe-

werbseffekt führen kann.  

3 Funktionale Separierung als strategisches Instrument 

Die im vorhergehenden Kapitel vorgestellten Konzepte der vertikalen 

und im speziellen der funktionalen Separierung eines integrierten Tele-

kommunikationsunternehmens stellen eine schwerwiegende staatliche 

Intervention in die Marktstruktur des Telekommunikationssektors dar. 

Zum einen impliziert eine vertikale Separierung die Anpassung der Tele-

kommunikationsinfrastruktur und der Organisationsstruktur des betroffe-

nen Unternehmens an die Unternehmensgrenzen, die durch die Regulie-

rungsbehörde vorgegeben werden. Zum anderen bedeutet diese Maß-

nahme einen tiefen Eingriff in die Eigentumsrechte des betroffenen Un-

ternehmens. 

                                                 
19  Vgl. EUROPÄISCHE KOMMISSION (2008b), S. 39. 
20  Vgl. EUROPÄISCHE KOMMISSION (2008b), S. 40. 
21  Im August 2009 befindet sich die Zugangsrichtlinie noch immer im Stadium 

des Gesetzgebungsprozesses.  
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3.1 Zeitliche Struktur des Separierungsprozesses 

Aufgrund der Komplexität der funktionalen Separierung des marktbe-

herrschenden Telekommunikationsunternehmens ist zu erwarten, dass 

zwischen dem Auftreten des Wettbewerbsdefizits, zu dessen Beseiti-

gung die Maßnahme eingesetzt wird, und dem vollständigen Eintreten 

der Wirkung einer veränderten Sektorstruktur ein langer Zeitraum liegt. 

Konkret lässt sich dieser Zeitraum in drei Phasen unterteilen: die Vorbe-

reitungsphase, die Umsetzungsphase und die Wirkungsphase. In Abbil-

dung 3 ist diese zeitliche Struktur des Separierungsprozesses grafisch 

dargestellt. Während dieser drei aufeinanderfolgenden Phasen können 

eine Reihe von Verzögerungen auftreten, die zu einer Ausdehnung der 

jeweiligen Phase über die effiziente minimale Phasendauer hinaus füh-

ren. Diese zu erwartenden Verzögerungen (Time Lags) sind ebenfalls in 

der nachstehenden Abbildung aufgeführt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 3:  Zeitliche Struktur der vertikalen Separierung.22 

 

Die Vorbereitungsphase (Phase 1) umfasst den Zeitraum bis zum förmli-

chen Beschluss der vertikalen Separierung. Die Verzögerungen, die 

hierbei auftreten können, betreffen zum einen die Zeitspanne, die zwi-

schen dem Auftreten des zu regulierenden Sachverhalts – in diesem Fall 

der mangelhaften Entwicklung von Wettbewerb auf dem Telekommuni-

kationsmarkt – und der Erkenntnis dieses Problems durch der Regulie-

                                                 
22  Eigene Darstellung.  
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rungsbehörde liegt (Erkenntnisverzögerung) und zum anderen den Zeit-

raum zwischen dieser Problemidentifikation und der endgültigen Festle-

gung auf eine Form der vertikalen Separierung als Regulierungsinstru-

ment (politisch-administrative Verzögerung). 

Die Umsetzungsphase (Phase 2) beginnt mit dem formalen Beschluss 

der vertikalen Separierung und endet mit ihrer vollständigen Implemen-

tierung. Hierbei kann zum einen die rechtliche Überprüfung der vertika-

len Separierung durch die zuständigen gerichtlichen Instanzen eine 

schnelle Umsetzung verzögern oder gar verhindern (rechtsinduzierte 

Verzögerung). Weiterhin beansprucht die technische und organisatori-

sche Implementierung der vertikalen Separierung (Anpassung der Netz- 

und Organisationsstruktur des Incumbents) einen gewissen Zeitraum 

(Implementierungsverzögerung). 

Nach der vollständigen Umsetzung der Separierung besteht in der Wir-

kungsphase (Phase 3) die Wirkungsverzögerung. Diese tritt auf, da die 

vertikale Separierung zu Anpassungsprozessen sowohl bei den alterna-

tiven Anbietern als auch bei den Endkunden führt, so dass die Separie-

rung ihre vollständige Wirkung auf dem Telekommunikationsmarkt erst 

nach einiger Zeit entfalten kann. 

In einem sehr dynamischen Sektor wie dem Telekommunikationsmarkt 

mit sich schnell verändernden Produkten und wandelnden technischen 

Rahmenbedingungen stellt gerade der Faktor Zeit eine entscheidende 

Größe für die Effektivität einer Regulierungsmaßnahme dar. Ein sehr 

langer Vorbereitungs- und Umsetzungsprozess – wie er aufgrund des 

dargestellten Verzögerungspotenzials zu erwarten ist – kann dazu füh-

ren, dass sich die Struktur des Netzes und die technischen Rahmenbe-

dingungen zwischenzeitlich soweit verändert haben, dass das in der 

Vorbereitungsphase ausgearbeitete Separierungskonzept zum Zeitpunkt 

der vollständigen Implementierung nicht mehr die intendierte Wirkung 

erzielen kann. Es besteht also das Problem der intertemporalen Inkon-

sistenz. Zusätzlich kann ein übermäßig langer Implementierungsprozess 

zu einer Unsicherheit über den zukünftigen Regulierungsrahmen und 

damit zu einem erhöhten regulatorischen Risiko mit negativen Auswir-

kungen auf die Investitionsanreize der Marktakteure führen. Insgesamt 
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ist also eine Einschränkung der dynamischen Effizienz nicht auszu-

schließen.23  

Die Frage nach der intertemporalen Konsistenz der vertikalen Separie-

rung hat für den Telekommunikationssektor zum gegenwärtigen Zeit-

punkt eine besondere Relevanz. Dort vollzieht sich ein tiefgreifender 

technologischer Wandel, der zur Migration des bisherigen sprachbasier-

ten PSTN (Public Switched Telecommunications Network) zu einem IP-

basierten NGN-Umfeld (Next Generation Network) führt und eine grund-

legende Veränderung der Netzstruktur sowohl im Zugangs- als auch im 

Kernnetz mit sich bringt.24 Während dieser Migrationsphase unterliegen 

insbesondere die für eine vertikale Separierung relevanten Charakteris-

tika des Netzes wie Netzknoten und Schnittstellen einem umfassenden 

Veränderungsprozess, weshalb das Problem der zeitlichen Inkonsistenz 

bereits bei verhältnismäßig kurzen Verzögerungen entstehen kann. 

3.2 Spieltheoretische Modellierung 

Die vorhergehenden Ausführungen werfen die Frage auf, in wie weit ei-

ne funktionale Separierung des marktbeherrschenden Unternehmens 

ein geeignetes Instrument zur Regulierung des sehr dynamischen Tele-

kommunikationsmarktes sein kann. Grundlegend für den effektiven Ein-

satz einer vertikalen Separierung ist zunächst die explizite Berücksichti-

gung der Veränderung der Umweltzustände während des Separierungs-

prozesses. Bereits in der Vorbereitungsphase des Instrumenteneinsat-

zes müssen der technologische Wandel und die dadurch induzierten 

Veränderungen der relevanten Parameter beachtet und in das Separie-

rungskonzept integriert werden, um so die Gefahr der zeitlichen Inkon-

sistenz der Regulierungsvorschriften zu reduzieren.  

Neben dieser Herausforderung, die sich aus der Notwendigkeit der zeit-

lichen Konsistenz ergibt, bestehen durch einen langen Separierungspro-

zess zwei weitere Probleme: Zum einen existiert das gesteigerte regula-

torisches Risiko und zum anderen besteht ein verzögerter Wirkungsein-

tritt, der die Phase des herrschenden Wettbewerbsdefizits und der da-

durch hervorgerufenen Wohlfahrtsverluste verlängert. Beide Probleme 

werden innerhalb des zeitlichen Strukturmodells durch die Verzögerun-

                                                 
23  Vgl. zu den negativen Wirkungen von regulatorischen Risiken auf Telekom-

munikationsmärkten DEWENTER/HAUCAP/HEIMESHOFF (2009), S. 66ff. 
24  Siehe hierzu vertiefend RUHLE/REICHL (2008). 
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gen innerhalb der Umsetzungsphase verursacht. Ein möglicher Ansatz 

zur Lösung der genannten Probleme sollte folglich an der Dauer der 

Implementierungsphase ansetzen. 

Eine mögliche Maßnahme zur Verkürzung der Umsetzungsphase kann 

an der Vermeidung der rechtsinduzierten Verzögerung ansetzen. Gera-

de bei einem tiefen Eingriff in die Verfügungsrechte des Incumbents, wie 

er im Rahmen der funktionalen Separierung erfolgte, ist damit zu rech-

nen, dass die von der Beeinträchtigung ihrer Verfügungsrechte betroffe-

nen Unternehmen eine umfassende gerichtliche Überprüfung der Zuläs-

sigkeit einer funktionalen Separierung anstreben. Diese Verzögerung 

könnte vermieden werden, indem die Träger der Verfügungsrechte in 

den Entscheidungsprozess über eine funktionale Separierung mit einbe-

zogen werden. Diese Bedingung entspricht dem Instrument der freiwilli-

gen Separierung, das explizit in den Richtlinienentwurf der Europäischen 

Kommission integriert wurde.25  

Eine weitere Maßnahme könnte an der zweiten Verzögerungsursache  

während der Umsetzungsphase ansetzen, der Implementierungsverzö-

gerung. Die Implementierungsverzögerung entsteht aber gerade durch 

die reale Umsetzung der vertikalen Separierung und ist damit im Rah-

men des Separierungsprozesses zur Erzielung einer direkten Wirkung 

durch die geänderte Sektorstruktur unvermeidbar. Es ist allerdings eine 

Situation denkbar, in der die Wirkung einer funktionalen Separierung – 

die diskriminierungsfreie Bereitstellung von Netzzugangsprodukten – in 

indirekter Form bereits vor der realen Umsetzung erzielt werden kann, 

so dass die tatsächliche Umsetzung der Maßnahme nicht erforderlich ist. 

Um eine solche indirekte Wirkung zu erzielen, muss die Regulierungs-

behörde dem Incumbent glaubwürdig androhen, bei anhaltenden Wett-

bewerbsverstößen das Unternehmen funktional oder sogar strukturell zu 

separieren. Der funktionalen Separierung kommt in diesem Szenario die 

Rolle eines strategischen Instruments zur Disziplinierung des Incum-

bents zu. Die Bedingungen für den erfolgreichen Einsatz der funktiona-

len Separierung als Disziplinierungsinstrument lassen sich anhand eines 

einfachen spieltheoretischen Modells zeigen, dessen extensive Form in 

Abbildung 4 dargestellt ist.26  

                                                 
25  Vgl. EUROPÄISCHE KOMMISSION (2007), S. 50f. 
26  Dieses Modell ist eine Erweiterung des Ansatzes von DE BIJL (2005), S. 18ff. 
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Abbildung 4:  Vertikale Separierung als spieltheoretisches Modell. 

 

Die Auszahlungen des Incumbents sind in diesem Spiel folgendermaßen 

definiert: Gd (Gn) stellt den Gewinn des Incumbents dar, wenn er alterna-

tive Marktteilnehmer (nicht) diskriminiert. Ks sind die Kosten, die dem In-

cumbent durch die Implementierung der vertikalen Separierung entste-

hen. Der Nutzen, der sich jeweils für den Regulierer ergibt, setzt sich im 

obigen Modell aus zwei Komponenten zusammen: Zum einen beein-

flusst die Wettbewerbssituation, die als Indikator für den Erfolg der Re-

gulierungsbehörde dient, deren Nutzen. Dieser kann entweder die Aus-

prägung w (positive Wettbewerbsentwicklung durch nicht-

diskriminierendes Verhalten des Incumbents) oder die Ausprägung d 

(negative Wettbewerbsentwicklung durch diskriminierendes Verhalten 

des Incumbents) annehmen. Zum anderen hat der Einsatz eines be-

stimmten Regulierungsinstruments einen Einfluss auf den Tätigkeitsbe-

reich des Regulierers und wirkt sich dadurch auf dessen Nutzen aus. 

Hier besteht die Alternative in „Separieren“ (s) und „Beibehalten der In-

tegration“ (i).27  

Unter welchen Voraussetzungen stellt die vertikale Separierung in der 

oben beschriebenen Spielsituation eine glaubwürdige Drohung dar? Die 

Bedingungen hierfür lassen sich durch eine Lösung der Spielsituation 

                                                 
27  Bei dem Verzicht auf die Separierung wird der Status quo (buchhalterische 

Separierung) beibehalten. 
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unter Annahme vollständiger Information per Rückwärtsinduktion leicht 

ermitteln. Die Auszahlungen müssen so ausgestaltet sein, dass die Stra-

tegie „nicht diskriminieren“, „sicht separieren“ ein teilspielperfektes 

Nash-Gleichgewicht darstellt. 28 

Hierzu ist zunächst die Reaktion der Regulierungsbehörde auf die mög-

lichen Spielzüge des Incumbents zu ermitteln. Damit sich die Regulie-

rungsbehörde für die oben genannte Strategie entscheidet, muss die 

Präferenzstruktur des Regulierers folgende Ungleichungen erfüllen. 

w+s > d+i             (1.1) 

und  

w+i > w+s.            (1.2) 

Diese Ungleichungen lassen sich umformen zu:  

w-d > i-s            (1.3) 

 und 

i > s.             (1.4) 

Die Ungleichung 1.3 besagt, dass der zusätzliche Nutzen, den der Regu-

lierer durch die Schaffung eines diskriminierungsfreien Wettbewerbs er-

reicht, größer sein muss als der zusätzliche Nutzen, den der Regulierer 

durch den Verzicht auf eine vertikale Separierung erzielt. Die Unglei-

chung 1.4 besagt, dass die Beibehaltung der Integration dem Regulierer 

grundsätzlich einen höheren Nutzen stiften muss als die Durchführung 

der Separierung.  

Damit der Incumbent ebenfalls die oben erläuterte Strategie wählt, muss 

gelten:  

Gn > Gn – Ks.             (1.5) 

Damit diese Ungleichung erfüllt ist, müssen durch die Separierung für 

den Incumbent entscheidungsrelevante Kosten entstehen. 

Ob die vertikale Separierung in der Praxis als strategisches Instrument 

eingesetzt werden kann, hängt davon ab, wie plausibel die oben her-

                                                 
28  Nach Zermelos Theorem  besitzt jedes endliche Spiel in extensiver Form mit 

vollständiger Information ein teilspielperfektes Nash-Gleichgewicht, das 
durch Rückwärtsinduktion erreicht werden kann. Vgl. HENS/PAMINI (2008), 
S. 390.  
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ausgearbeiteten Bedingungen sind. Die Annahme über die Auszah-

lungsstruktur des Incumbents erscheint sehr plausibel, da für eine Ver-

änderung der Unternehmensstruktur in jedem Fall ein Ressourcenein-

satz erforderlich ist.29 Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass der er-

forderliche Ressourceneinsatz umso größer ist, je tiefer die vertikale Se-

parierung in die unternehmensinternen Prozesse eingreift. Damit ist eine 

funktionale oder strukturelle Separierung als strategisches Instrument 

besser geeignet als eine mildere Form der Separierung. 

Weniger trivial ist die Plausibilität der Annahmen, die die Auszahlungen 

der Regulierungsbehörde betreffen. Geht man dem politökonomischen 

Ansatz folgend von einem Regulierer aus, der den eigenen Nutzen ma-

ximiert, lassen sich die genannten Bedingungen folgendermaßen beur-

teilen. Grundsätzlich ist der Regulierer als eigennutzmaximierende Be-

hörde am Erhalt bzw. einer Ausdehnung der eigenen Zuständigkeit und 

damit seines Budgets interessiert.30 Eine vertikale Separierung würde 

aber mit einer Erleichterung der Regulierung für den vom Bottleneck se-

parierten Unternehmensteil einhergehen. Möglicherweise könnte dieser 

Bereich, der dann nicht mehr von einem natürlichen Monopol tangiert 

wird, in die Zuständigkeit der Wettbewerbsbehörde übergehen. Zudem 

besteht bei der vertikalen Separierung aufgrund der hohen Komplexität 

und möglicher politischer Widerstände die Gefahr eines Misserfolgs, die 

sich wiederum negativ auf die Reputation und damit den Nutzen des 

Regulierers auswirken würde. Folgt man dieser Argumentation, ist die in 

Ungleichung 1.4 ausgedrückte Bedingung plausibel.  

Nach Ungleichung 1.3 muss die Nutzendifferenz zwischen den beiden 

Alternativen kleiner sein als der zusätzliche Nutzen, der sich aus der 

Schaffung von diskriminierungsfreiem Wettbewerb gegenüber einer Si-

tuation ergibt, in der die Wettbewerbsentwicklung durch diskriminieren-

des Verhalten des Incumbents behindert wird. Auch diese Bedingung ist 

plausibel, denn die Differenz zwischen w und d entspricht dem Unter-

schied zwischen Erfolg und Misserfolg im Hinblick auf die oberste Ziel-

setzung der Regulierungsbehörde, der Schaffung von Wettbewerb. Die-

ses wird der Regulierer wahrscheinlich höher bewerten, als den Verzicht 

auf die funktionale Separierung.  

                                                 
29  Vgl. HOLZNAGEL/THEURL (2008), S. 40. 
30  Hier sei verwiesen auf die Verhaltensannahmen eines den individuellen Nut-

zen maximierenden Bürokraten nach NISKANEN bzw. DOWNS. Vgl. grundle-
gend NISKANEN (1974) und DOWNS (1967).  
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3.3 Hypothesenbildung 

Im vorhergehenden Abschnitt wurde in einem bestimmten Modellsetting 

theoretisch gezeigt, dass eine vertikale Separierung nicht erst nach der 

vollständigen Implementierung einen disziplinierenden Effekt auf das 

Verhalten des Incumbents hat, sondern bereits in einer früheren Phase 

zu einer Verhaltensänderung des zu regulierenden Unternehmens füh-

ren kann. Im weiteren Verlauf dieses Beitrags soll diese theoriegeleitete 

Argumentation anhand der bisherigen Entwicklung im europäischen Re-

gulierungsumfeld empirisch überprüft werden. Die zentrale Basishypo-

these, die die angestrebte Wirkung der beschriebenen vertikalen Sepa-

rierung abbildet, lässt sich folgendermaßen formulieren: 

H_1: Die Androhung einer vertikalen Separierung durch die Regulie-

rungsbehörde führt zu einer Steigerung der Wettbewerbsintensität auf 

dem Telekommunikationsmarkt. 

Diese Basishypothese kann in drei Teilhypothesen zerlegt werden, die 

den Wirkungskanal der vertikalen Separierung als strategisches Regulie-

rungsinstrument prozessual abbilden. 

H_1a: Die Androhung einer vertikalen Separierung durch die Regulie-

rungsbehörde führt zu einer freiwilligen Zusicherung nicht-

diskriminierenden Verhaltens durch den Incumbent. 

H_1b: Das zugesicherte nicht-diskriminierende Verhalten führt zu einem 

diskriminierungsfreien Zugang alternativer Anbieter zu den benötigten 

Netzzugangsprodukten. 

H_1c: Der diskriminierungsfreie Zugang für alternative Anbieter führt zu 

einer Steigerung der Wettbewerbsintensität auf dem Telekommunikati-

onsmarkt. 

Für die empirische Analyse ergeben sich daraus zwei Untersuchungs-

strategien: Die Basishypothese H_1 kann entweder direkt getestet wer-

den oder indirekt durch eine additive Bestätigung der drei Teilhypothe-

sen überprüft werden. Da sich der Prozess der funktionalen Separierung 

im europäischen Regulierungsumfeld noch in einem sehr frühen Stadi-

um befindet und somit der Effekt auf die Wettbewerbsentwicklung auf 

dem Telekommunikationsmarkt de facto noch nicht messbar ist, scheidet 

der direkte Test der Basishypothese als Forschungsansatz zum gegen-

wärtigen Zeitpunkt aus. Daher soll im Folgenden die erste Teilhypothese 
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H_1a, die den ersten Schritt des Wirkungsprozesses abbildet, im Zent-

rum der Analyse stehen, um zu untersuchen, ob der oben beschriebene 

Wirkungsprozess eingesetzt hat.  

Konkret soll die Hypothese H_1a für die europäischen Länder, die eine 

funktionale Separierung des Incumbents bereits durchgeführt haben 

(Großbritannien) oder diese Option in Erwägung ziehen (Schweden, Ita-

lien und Polen), empirisch überprüft werden. Da aufgrund des gegen-

wärtig noch sehr kurzen Beobachtungszeitraums und der sehr begrenz-

ten Fallzahl keine quantitativ-empirische Überprüfung der Untersu-

chungshypothese möglich ist, wird im Folgenden ein qualitativer Ansatz 

gewählt. Hierzu wird der bisherige Separierungsprozess in den oben ge-

nannten Ländern in Form von kurzen Fallstudien skizziert und anschlie-

ßend geprüft, ob der in Hypothese H_1a beschriebene Zusammenhang 

in den untersuchten Ländern beobachtet werden kann. 

4 Empirische Fallstudienanalyse  

4.1 Großbritannien 

Die Schaffung von BT Openreach im Jahr 2005 gilt als Vorbild für die 

Vorschläge der Europäischen Kommission zur funktionalen Separierung 

und kann folglich als Auslöser der aktuellen Diskussion angesehen wer-

den.31 Ausgangspunkt war eine umfassende Analyse des britischen Te-

lekommunikationsmarktes durch die Ende 2003 gegründete Regulie-

rungsbehörde Ofcom. Im Rahmen des hierzu durchgeführten Konsultati-

onsprozesses wurde unter anderem die Frage gestellt, ob eine struktu-

relle oder organisationelle Separierung von BT vor dem Hintergrund der 

damaligen Marktentwicklung ein relevantes Regulierungsinstrument dar-

stellen könne.32 Die erste Konsultationsphase endete am 22. Juni 2004 

mit dem Ergebnis, dass eine Separierung von BT nach Ansicht vieler 

Marktteilnehmer eine mögliche Lösung darstellt, um dem Problem der 

Ungleichbehandlung beim Netzzugang zu begegnen. Eine strukturelle 

Separierung sei jedoch für einen ersten Schritt ein zu drastisches Mit-

tel.33 In einer zweiten Konsultationsphase bis zum 3. Februar 2005 wur-

de das Konzept der „real equality of access“ als Alternative zu einer 

strukturellen Separierung für den britischen Telekommunikationsmarkt 

                                                 
31  Vgl. REDING (2006), S. 10. 
32  Vgl. OFCOM (2004a), S. 4.  
33  Vgl. OFCOM (2004b), S. 14. 
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zur Diskussion gestellt.34 Diesem Ansatz folgend müsste durch organisa-

torische Veränderungen bei BT gewährleistet sein, dass externe Whole-

sale-Kunden von BT Zugang zu den gleichen Produkten und identischen 

Konditionen haben wie die interne Retail-Sparte von BT. 

In seiner Stellungnahme zu diesem zweiten Konsultationsdokument 

schlug BT am 3. Februar 2005 vor, auf freiwilliger Basis eine separate 

„Access Services Division“ einzurichten und damit die Voraussetzungen 

für die geforderte Gleichbehandlung von internen und externen Kunden 

beim Netzzugang zu schaffen.35 Die neue Division solle das Zugangs-

netz umfassen und die damit zusammenhängenden Vorleistungen er-

bringen. Um eine tatsächliche Gleichbehandlung interner und externer 

Kunden zu überwachen solle ein Equality of Access Board aus drei un-

abhängigen und zwei von BT entsandten Mitgliedern gebildet werden. 

Die von BT vorgeschlagenen Maßnahmen wurden von Ofcom nach ein-

gehender Prüfung am 22. September 2005 akzeptiert.36 Am gleichen 

Tag gab BT die Gründung des entsprechenden neuen Geschäftsbe-

reichs mit dem Namen Openreach bekannt.37 

Am 21. Januar 2006 nahm Openreach den Geschäftsbetrieb auf und 

wurde seitdem im Hinblick auf die Umsetzung der Maßnahmen regel-

mäßig durch Ofcom evaluiert.38 Diese Berichte zeigen, dass die Separie-

rung von BT im Grundsatz funktioniert, aber an vielen Stellen noch Ver-

besserungsbedarf besteht. Insbesondere die Einrichtung separater In-

formationssysteme für Openreach und die Muttergesellschaft BT bereitet 

Schwierigkeiten. Zudem wurde der vereinbarte Zeitplan für die Errei-

chung bestimmter Zwischenschritte auf dem Weg zu einer vollständigen 

funktionalen Trennung der Geschäftsbereiche nicht eingehalten.39  

                                                 
34  Vgl. OFCOM (2004b), S. 69. 
35  Vgl. BT (2005), S. 10ff. 
36  Vgl. OFCOM (2005a). 
37  Vgl. OFCOM (2005b). 
38  Insgesamt wurden bislang zwei Evaluierungsberichte und fünf Implementie-

rungsberichte veröffentlicht. Für eine kommentierende Zusammenfassung 
der Ergebnisse siehe WHALLEY/CURWEN (2008), S. 150ff. 

39  Vgl. hierzu im Einzelnen die auf der Homepage der Regulierungsbehörde  
(www.ofcom.co.uk) jeweils aktuell veröffentlichten „Exemptions and Variati-
ons“.  
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4.2  Schweden 

Die konkrete Diskussion um eine funktionale Separierung des marktbe-

herrschenden Unternehmens in Schweden begann am 15. Februar 2007 

mit der Veröffentlichung der Vorschläge für eine Breitbandstrategie der 

schwedischen Regulierungsbehörde PTS.40 Darin wird diskriminierendes 

Verhalten des schwedischen Incumbents TeliaSonera gegenüber seinen 

Wettbewerbern bei der Entbündelung der Teilnehmeranschlussleitung 

als Hauptursache für die geringe Wettbewerbsintensität im Breitband-

markt identifiziert. Daraus leitet die PTS den Bedarf für ein „Swedish 

model of equal treatment“ ab und schlägt eine funktionale Separierung 

von TeliaSonera in eine Wholesale- und eine Retail-Division vor.41 Am 

19. April 2007 wurde die PTS durch die schwedische Regierung mit der 

konkreten Ausarbeitung dieses Vorschlags beauftragt, die am 14. Juni 

2007 vorgelegt wurde.42 

In diesem Report schlägt die Regulierungsbehörde die Schaffung einer 

separierten Einheit vor, die im Wesentlichen den Local Loop und die 

damit zusammenhängenden Einrichtungen kontrolliert, ohne sich jedoch 

auf eine exakte Abgrenzung festzulegen. Die separierte Einheit müsse in 

der Lage sein, die relevanten Vorleistungsprodukte, die auf dem Zu-

gangsnetz beruhen (entbündelte Teilnehmeranschlussleitung, Bitstrom-

zugang), anzubieten.43 Hinsichtlich der Art der Separierung fordert die 

PTS keine eigentumsrechtliche, sondern eine effektive organisatorische 

Trennung, die eine Gleichbehandlung der internen und externen Kunden 

gewährleiste. Dieses sei unter anderem durch ein unabhängiges Mana-

gement, Chinese Walls sowie Transparenzverpflichtungen, die durch ein 

unabhängiges Gremium überwacht werden, zu erreichen.44 In dieser 

Hinsicht erfüllen die Vorschläge der PTS die Definition einer funktionalen 

Separierung.  

Unterdessen hat TeliaSonera bereits auf die Diskussion reagiert und auf 

freiwilliger Basis das Zugangsnetz zum 1. Januar 2008 in eine Tochter-

gesellschaft mit dem Namen Skanova Access ausgelagert.45 Das neue 

                                                 
40  Vgl. PTS (2007a). 
41  Vgl. PTS (2007a), S. 127. 
42  Vgl. PTS (2007b). 
43  Vgl. PTS (2007b), S. 97f. 
44  Vgl. PTS (2007b), S. 98-107. 
45  Vgl. TELIASONERA (2007); TeliaSonera favorisierte von Beginn an eine Lö-

sung auf der Basis freiwilliger Vereinbarungen, konnte sich jedoch mit der 
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Unternehmen, eine hundertprozentige Tochtergesellschaft von TeliaSo-

nera, soll die mit dem Zugangsnetz verbundenen Vorleistungen zu glei-

chen Bedingungen TeliaSonera und anderen Telekommunikationsunter-

nehmen anbieten. Nach ersten Erfahrungen mit der neuen Organisati-

onsstruktur ist die Regulierungsbehörde allerdings skeptisch, ob eine ef-

fektive Gleichbehandlung der Muttergesellschaft TeliaSonera und alter-

nativen Anbietern erreicht werden kann.46  

Aus diesem Grund wurde der bereits eingeleitete Gesetzgebungspro-

zess zur Schaffung einer Rechtsgrundlage für die funktionale Separie-

rung weiter vorangetrieben. Am 18. März 2008 bzw. am 6. Juni 2008 

wurde die entsprechende Gesetzesänderung endgültig vom schwedi-

schen Kabinett bzw. Parlament verabschiedet und ist seit dem 1. Juli 

2008 formal in Kraft.47 Das Gesetz ermächtigt die PTS zur Anordnung 

der funktionalen Separierung des Zugangsnetzes des marktbeherr-

schenden vertikal integrierten Anbieters, wenn auf andere Art und Weise 

kein fairer Netzzugang gewährleistet werden kann. Die Entscheidung 

über die funktionale Separierung bedarf allerdings der Zustimmung der 

Europäischen Kommission. Erste konkrete Schritte in Richtung einer Im-

plementierung der funktionalen Separierung von TeliaSonera sind für 

2009 geplant.  

4.3 Italien 

Auslöser der Diskussion über eine vertikale Separierung des italieni-

schen Incumbents Telecom Italia (TI) waren industriepolitische Überle-

gungen. Die italienische Regierung befürchtete im April 2007, Telecom 

Italia und damit die italienische Kommunikationsinfrastruktur könne unter 

die Kontrolle eines ausländischen Unternehmens kommen. Um zu ge-

währleisten, dass bei einem Verkauf von Telecom Italia die Festnetzinf-

rastruktur bei einem inländischen Unternehmen bleibt, wurde die Mög-

lichkeit einer funktionalen Separierung erwogen.48  

Am 2. Mai 2007 veröffentlichte die italienische Regulierungsbehörde Ag-

com ein Konsultationsdokument zur funktionalen Separierung von TI.49 

                                                                                                                        
Regulierungsbehörde über die Ausgestaltung nicht einigen. Vgl. WHAL-

LEY/CURWEN (2008), S. 157. 
46  Vgl. PTS (2008), S. 29. 
47  Vgl. MINISTRY OF ENTERPRISE, ENERGY AND COMMUNICATION (2008). 
48  Vgl. WHALLEY/CURWEN (2008), S. 156. 
49  Vgl. AGCOM (2007).  
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Der Plan der Regulierungsbehörde sah vor, den italienischen Rechts-

rahmen für Telekommunikation um die Möglichkeit zu erweitern, das Zu-

gangsnetz des marktbeherrschenden Unternehmens funktional vom 

Rest des Unternehmens zu separieren.50 Nach Ablauf der Konsultati-

onsphase im Juli 2007 ließ Telecom Italia die Bereitschaft zu einer frei-

willigen Separierung erkennen, allerdings unter der Voraussetzung einer 

Erleichterung der regulatorischen Auflagen auf den Endkundenmärkten.  

Am 13. Februar 2008 kündigte Telecom Italia an, im Rahmen eines um-

fassenden Plans zur Restrukturierung des Unternehmens die Kontrolle 

über das Zugangsnetz in die neu geschaffene Einheit „Open Access“ 

auszulagern. Diese solle fortan für die Entwicklung und das Manage-

ment dieses Netzbereiches verantwortlich sein und die damit zusam-

menhängenden Leistungen am Markt anbieten. Ziel der Maßnahme sei, 

eine von den restlichen Aktivitäten des Unternehmens unabhängige und 

autonome Geschäftseinheit zu schaffen, so dass eine Gleichbehandlung 

von internen und externen Nachfragern sichergestellt sei.51 Open Access 

ist keine eigene Gesellschaft, sondern bleibt eine Geschäftseinheit unter 

dem Dach von Telecom Italia, wird allerdings von einem unabhängigen 

Gremium aus Vertretern der Regulierungsbehörde und alternativer An-

bieter beaufsichtigt. 

Am 26. November 2008 gingen die Verhandlungen über die Schaffung 

von Open Access in die entscheidende Phase. Die Regulierungsbehör-

de verlangte eine Reihe von Änderungen in den Plänen, die von Tele-

com Italia am 5. Dezember 2008 weitgehend akzeptiert wurden, worauf-

hin Agcom am 11. Dezember der Gründung der Open Access-Sparte 

von Telecom Italia seine Zustimmung gab.52 

4.4 Polen 

Der Vorschlag, den polnischen Incumbent Telekomunikacja Polska (TP) 

funktional zu separieren, wurde durch die zuständige Regulierungsbe-

hörde UKE erstmals im Herbst 2007 geäußert.53 Der Auslöser für diesen 

Vorschlag waren die anhaltenden Wettbewerbsprobleme auf dem polni-

schen Telekommunikationsmarkt, die nach Auffassung der UKE in erster 

                                                 
50  Vgl. O.V. (2007b).  
51  Vgl. TELECOM ITALIA (2008); WHALLEY/CURWEN (2008), S. 156; HANDELSBLATT 

(2008). 
52  Vgl. O.V. (2008b); O.V. (2008c). 
53  Vgl. O.V. (2007a), S. 9; UKE (2008a). 
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Linie auf das diskriminierende Verhalten von TP zurückzuführen seien. 

Mit dem Auftrag zu einer grundlegenden Analyse der Möglichkeiten zur 

funktionalen Separierung von TP, der am 1. August 2008 an ein Konsor-

tium unabhängiger Berater erging, wurden die zunächst nur informell er-

örterten Vorschläge in konkretere Bahnen gelenkt. Das Ergebnis der 

Analyse, der umfangreiche „Report on the legitimacy of TP’s separati-

on“, wurde am 26. November 2008 veröffentlicht und enthält die 

Schlussfolgerung, dass auf dem Markt für Telekommunikationsdienste in 

Polen kein effektiver Wettbewerb herrsche, wofür das wettbewerbsfeind-

liche Verhalten von TP in Form von preislicher und nicht-preislicher Dis-

kriminierung bei der Zusammenarbeit mit alternativen Anbietern verant-

wortlich sei. Zur Lösung dieses Problems sei die funktionale Separierung 

ein geeigneter Ansatz. Eine solche Maßnahme sei prinzipiell mit dem ak-

tuellen Rechtsrahmen vereinbar, bedürfe jedoch der Zustimmung der 

Europäischen Kommission.54  

Durch diesen Bericht erhielt die UKE Unterstützung für ihren Plan einer 

funktionalen Separierung. Somit wurde am 15. Dezember 2008 das Ver-

fahren über die Verpflichtung von TP zur funktionalen Separierung mit 

Verweis auf diesen Bericht sowie auf weitere Belege für antikompetitives 

Verhalten des Incumbents eingeleitet.55 Die Regulierungsbehörde strebt 

in diesem Verfahren die Schaffung einer unabhängigen Wholesale Unit 

an, die die Infrastruktur von TP für die verbleibende Retail Unit von 

TPSA und alternative Anbieter zu gleichen Konditionen anbietet.56 Über 

die genaue Zuordnung der Infrastruktur und die konkrete institutionelle 

Ausgestaltung ist zu Beginn des Verfahrens noch nichts bekannt.  

Unterdessen hat TP auf die Pläne der Regulierungsbehörde UKE rea-

giert und einen freiwilligen „Equivalence of Access Plan“ vorgeschlagen. 

Mit diesem Programm will TP auf die Forderungen der UKE eingehen 

und die Konditionen für alternative Anbieter beim Netzzugang verbes-

sern. Auf diese Weise soll eine funktionale Separierung, die von der TP 

von Beginn an abgelehnt wurde, vermieden werden. Die UKE hat ange-

kündigt, die Vorschläge von TP in den Beratungen zu berücksichtigen 

und zu diesem Zweck Verhandlungen mit TP und den betroffenen alter-

                                                 
54  Vgl. UKE (2008b). 
55  Vgl. UKE (2009). 
56  Vgl. UKE (2009); TP (2008). 
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nativen Anbietern aufzunehmen. Ein endgültiger Beschluss über die 

funktionale Separierung in Polen wird für Ende 2009 erwartet57 

4.5 Zusammenfassung  

Die Fallstudien zeigen, dass die funktionale Separierung in der europäi-

schen Regulierungspraxis bereits eine große Rolle spielt, obwohl der 

Review-Prozess des europäischen Rechtsrahmens für den Telekommu-

nikationsmarkt noch nicht abgeschlossen ist und dieses Regulierungsin-

strument noch nicht formal in den Maßnahmenkatalog integriert wurde. 

Während die funktionale Separierung in Großbritannien bereits am Ende 

der Implementierungsphase steht, befinden sich die anderen hier be-

trachteten Länder noch in einer früheren Phase. Somit ist eine empiri-

sche Überprüfung der Wirksamkeit der funktionalen Separierung und 

damit der Basishypothese zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht 

möglich. Lediglich die Teilhypothese H_1a, die sich auf den ersten 

Schritt des strategischen Einsatzes der vertikalen Separierung bezieht, 

kann überprüft werden. 
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57  Vgl. O.V. (2008a). 
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Auf Grundlage der derzeit verfügbaren Evidenz kann die Hypothese 

H_1a anhand der Fallstudien wie in Abbildung 5 gezeigt für die betrach-

teten Länder qualitativ-empirisch bestätigt werden: In allen vier Ländern 

besteht die Reaktion des Incumbents auf die Ankündigung der Regulie-

rungsbehörde, die Möglichkeit der funktionalen Separierung zu prüfen, 

darin, eine diskriminierungsfreie Behandlung der alternativen Anbieter 

durch selbstgewählte institutionelle Maßnahmen zu garantieren, um eine 

erzwungene vertikale Separierung zu vermeiden. 

Aus diesem Ergebnis kann allerdings noch nicht abgeleitet werden, dass 

die funktionale Separierung als strategisches Regulierungsinstrument im 

Sinn der Basishypothese die gewünschte Wirkung zeigt. Festzuhalten ist 

aber, dass die erste Teilhypothese, die den ersten Schritt des Wirkungs-

prozesses abbildet, nicht widerlegt werden kann.  

5 Fazit 

Das Ziel des vorliegenden Beitrags bestand darin, das Konzept der funk-

tionalen Separierung als Regulierungsmaßnahme auf dem Telekommu-

nikationsmarkt in seinen Grundzügen vorzustellen und darauf aufbauend 

die Möglichkeit zum Einsatz der funktionalen Separierung als strategi-

sches Regulierungsinstrument zu untersuchen. Hintergrund dieser Über-

legungen war das Problem der zeitlichen Inkonsistenz der vertikalen Se-

parierung eines Telekommunikationsunternehmens vor dem Hintergrund 

des dynamischen Marktumfelds. Es wurde theoretisch herausgearbeitet, 

dass bereits durch die Androhung einer funktionalen Separierung eine 

Verhaltensänderung des marktbeherrschenden Unternehmens erreicht 

werden kann. In der daran anschließenden empirischen Analyse konn-

ten erste Anhaltspunkte identifiziert werden, die den genannten Wir-

kungszusammenhang bestätigen. 

Allerdings steht – ebenso wie das Konzept der funktionalen Separierung 

selbst – auch die Forschung zu diesem Themenbereich noch am Anfang, 

so dass die hier erzielten Ergebnisse nur den Anfang eines langfristig 

angelegten Forschungsprogramms bilden können. Dieses wird bereits 

daran deutlich, dass in diesem Beitrag lediglich die erste Teilhypothese, 

die den Beginn des Wirkungsprozesses abbildet, einer empirischen Ana-

lyse unterzogen werden konnte. Langfristig gilt es zu untersuchen, ob 

sich auch die weiteren Stufen des Wirkungsprozesses entsprechend der 

theoretischen Analyse entwickeln und somit das Ziel einer Intensivierung 
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des Wettbewerbs durch die funktionale Separierung als strategisches 

Regulierungsinstrument erreichet werden kann. Konkret stellt sich die 

Frage, ob die angekündigte Verhaltensänderung des Incumbents auch 

zu einer effektiven und nachhaltigen Gleichbehandlung der alternativen 

Anbieter führt. Hierzu müssen aber erst die Folgen der angekündigten 

Verhaltensänderung der Incumbents am Markt wirksam werden und sich 

in den entsprechenden Daten niederschlagen. Wenn diese Daten für ei-

nen längeren Beobachtungszeitraum und möglicherweise zusätzliche 

Länder, die sich für den strategischen Einsatz der funktionalen Separie-

rung entschieden haben, zur Verfügung stehen, so dass ein größerer 

Stichprobenumfang erreicht wird, können auch quantitative Methoden 

zur Ergänzung des hier verwendeten qualitativen Ansatzes eingesetzt 

werden. 
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